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Frage: 

Welche Schritte müssen jetzt unternommen werden, um den Menschen, die 
bisher weder umgesiedelt sind, noch ihren Grundbesitz an den 
Bergbautreibenden verkauft haben, eine frühzeitigere als bisher beabsichtigte 
Sicherheit für den Erhalt Ihrer Häuser in der angestammten Heimat zu 
gewährleisten? 

 

Antwortbeitrag MWIDE: 

Ein Kohleausstieg in Nordrhein-Westfalen könnte grundsätzlich auch deutlich früher 
umgesetzt werden, als es bisher vom Bund gesetzlich normiert ist. Dies muss jedoch 
in Folge einer sachlichen Überprüfung der Möglichkeiten und Konsequenzen für die 
sichere und bezahlbare Energieversorgung im Energiesystems erfolgen und bedarf 
einer entsprechenden Anpassung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen.  

Nicht ohne Grund sieht deshalb das Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) 
vor, dass im Rahmen der Revisionspunkte in den Jahren 2022, 2026, 2029 und 
2032, insbesondere auch die Auswirkungen des Kohleausstiegs auf die 
Versorgungssicherheit, die Klimaschutzziele aber auch die Entwicklung der 
Strompreise auf wissenschaftlicher Grundlage und anhand von festgelegten Kriterien 
überprüft werden sollen.  

Insofern bedarf es weiterer größter Anstrengungen sowie kluger und besonnener 
Maßnahmen in energiewirtschaftlicher Sicht, um die Voraussetzungen für einen 
vorgezogenen Ausstieg aus der Kohleverstromung zu schaffen. Es wird jetzt genau 
zu beobachten sein, ob und wenn ja wie die Bundesregierung ggf. Änderungen an 
diesem Gesamtsystem vornehmen will. Ebenfalls sind die im Zuge der Verschärfung 
des EU-Treibhausgasziels zu erwartenden Anpassungen im EU-
Emissionshandelssystem, dem auch die Kohleverstromung unterliegt, relevant. Ein 
weiteres Vorziehen des bisher vereinbarten Kohleausstiegs wäre aus 
Klimaschutzgründen zu begrüßen, aus Sicht der Landesregierung aber zwingend zu 
flankieren mit einer dann immer noch gesicherten und wirtschaftlich tragfähigen 
Energieversorgung sowie einer verstärkten Unterstützung des Strukturwandels in 
den Kohleregionen.  

 



 
Drucksache Nr. BKA 0733 

TOP 11c) Seite 
Anfrage Umsiedlungen 3 
 
 
 

Stand: 25. Mai 2021 

 



 
Drucksache Nr. BKA 0733 

TOP 11c) Seite 
Anfrage Umsiedlungen 4 
 
 
 

Stand: 25. Mai 2021 

 

 

 

 


